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SPRUCH 
 

Verbringe die Zeit nicht mit der Suche nach einem 
Hindernis. Vielleicht ist keines da.  
Franz Kafka; 1883 – 1924, deutschsprachiger Schriftsteller 

 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Kein gesetzlicher Mindestlohn für 
Pflichtpraktikum 
  

Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum absolvieren, das 
nach einer hochschulrechtlichen Bestimmung Zulas-
sungsvoraussetzung für die Aufnahme eines Studiums 
ist, haben keinen Anspruch auf den gesetzlichen Min-
destlohn. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter 
des Bundesarbeitsgerichts in ihrem Urteil vom 
19.1.2022. 
 
Der Ausschluss von Ansprüchen auf den gesetzlichen 
Mindestlohn umfasst nicht nur obligatorische Praktika 
während des Studiums, sondern auch solche, die in 
Studienordnungen als Voraussetzung zur Aufnahme 
eines bestimmten Studiums verpflichtend vorgeschrie-
ben sind. Dem steht nicht entgegen, dass – wie im 
entschiedenen Fall – die Studienordnung von einer 
privaten staatlich anerkannten Universität erlassen 
wurde. 

 

 
 

 
 

 



 

Familienrecht/Erbrecht 

Unterhaltspflicht von Großeltern 
  

Nicht nur Eltern müssen ihren Kindern Unterhalt zah-
len, solange diese zur Schule gehen oder sich noch in 
einer Ausbildung befinden. Dieselbe Verpflichtung 
kann auch die Großeltern eines Kindes treffen, wenn 
die Eltern wegen mangelnder Leistungsfähigkeit kei-
nen Unterhalt zahlen können oder sich der Unterhalts-
anspruch rechtlich nur schwer durchsetzen lässt. 
 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist nicht unter-
haltspflichtig, wer bei Berücksichtigung seiner sonsti-
gen Verpflichtungen außerstande ist, ohne Gefähr-
dung seines angemessenen Selbstbehalts den Unter-
halt zu gewähren. Soweit ein Verwandter aufgrund 
des o. g. Grundsatzes nicht unterhaltspflichtig ist, hat 
der nach ihm haftende Verwandte (z. B. Großeltern) 
den Unterhalt zu gewähren. 
 
 

Sonstiges 

Betriebsschließungsversicherung bei 
Betriebseinschränkung infolge COVID-19 
  

In einem vom Thüringer Oberlandesgericht am 
17.12.2021 entschiedenen Fall durfte ein Hotel infolge 
der vom Landratsamt Wartburgkreis erlassenen Allge-
meinverfügung vom 19.3.2020 in der Zeit vom 
19.3.2020 bis zum 15.5.2020 keine Übernachtungen 
für touristische Zwecke anbieten. Aus dem zwischen 
der Hotelunternehmerin und einer Versicherung be-
stehenden Versicherungsvertrag, der sich auch auf 
Betriebsschließungsschäden erstreckt, verlangte sie 
eine Zahlung von 64.000 €. 
 
Das Thüringer Oberlandesgericht kam zu dem Urteil, 
dass die Unternehmerin auf Grundlage des Versiche-
rungsvertrags und der vereinbarten Versicherungsbe-
dingungen keinen Anspruch auf die Zahlung hat. 



Der Versicherungsfall war nicht eingetreten. Die ver-
einbarten Versicherungsbedingungen sahen nämlich 
eine Leistungspflicht des Versicherers nur vor, wenn 
eine Behörde aufgrund des Infektionsschutzgesetzes 
den Betrieb bzw. eine Betriebsstätte schließt oder ein 
Tätigkeitsverbot gegen sämtliche Betriebsangehörigen 
erlässt. 
 
Ein solcher Fall lag hier nicht vor, weil der Hotelbe-
trieb nicht insgesamt untersagt wurde und weiterhin 
Übernachtungen zu nicht touristischen Zwecken, z. B. 
für Geschäftsreisende, erlaubt waren. Der Anteil der 
Buchungen für geschäftliche Zwecke lag 2019 bei ca. 
58 % und 2018 bei 56 %. Daher war auch nicht von 
einer faktischen Betriebsschließung durch das behörd-
liche Teilverbot auszugehen. 

 

 

 

 

 

 

 
 

 


